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Meinungen und Stellungnahmen

Die Vorschläge zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2027, 
die von der Europäischen Kommission (KOM) im Kontext des 
Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) 2028 − 2034 (https://bit.ly/

Vorschlag der Europäischen Kommission für die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2027:  
Bewertung und Folgenabschätzung für den Naturschutz durch die  
LANA-Expertengruppe „Naturschutzfinanzierung und Agrarreform“

KOM-2025-1847) gemacht wurden, verändern die bisherige Struk-
tur und Finanzierungssystematik der GAP erheblich. Dies birgt 
hohe Risiken für die Erreichung der europäischen und nationalen 

zu erfolgen haben. Zudem müssten die Befugnisse der Länder in 
§ 2 Abs. 2 WHG zur Nichtanwendung des WHG bei Be- und Ent-
wässerungsgräben aufgehoben oder entsprechend angepasst werden.

Die Neuausrichtung bliebe gleichwohl im Rahmen des bisherigen 
wasserrechtlichen Regelungskonzepts und wäre keine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung und auch keine Enteignung im Sinne von 
Art. 14 Abs. 1 oder 3 Grundgesetz (GG), da nach § 4 Abs. 2 WHG 
Grundwasser und Wasser eines fließenden oberirdischen Gewässers 
nicht eigentumsfähig und damit nicht Bestandteil des Grundeigen-
tums sind. Aufgrund dieser gesetzlichen Abtrennung bei Grund-
eigentum gehört es nicht mehr zum verfassungsrechtlich geschütz-
ten Eigentumsrecht, die Höhe der Grundwasserstände zu bestim-
men oder Grundwasser bzw. freifließendes oberirdisches Wasser zu 
nutzen, umzuleiten oder ein Gewässer auszubauen (vgl. § 4 Abs. 3 
WHG), sofern nicht das WHG entsprechende Rechte explizit in 
§§ 26, 43 und 46 einräumt oder die zuständigen Behörden gemäß 
§§ 8 – 13a WHG im Rahmen ihres öffentlich-rechtlichen Bewirtschaf-
tungsermessens eine entsprechende wasserrechtliche Erlaubnis oder 
Bewilligung erteilen. Schon seit 1963 in der DDR (siehe §§ 3 ff., 10 ff. 
und 21 ff. Wassergesetz, GBL DDR Teil 1 Nr. 5, S. 77, https://bit.ly/
DDR-WG1963) und seit 1976 in der BRD (siehe §§ 1 Abs. 3, 2, 23, 24, 
31 und 33 WHG, https://bit.ly/BRD-WHG1976) berechtigt Grund-
eigentum nicht zu einer Gewässerbenutzung oder zum Gewässer-
ausbau (aktuell § 4 Abs. 3 WHG). Die rechtliche Abtrennung vom 
Grundeigentum wurde in der BRD vom Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) im sog. Nassauskiesungsbeschluss vom 15. Juli 1981 als ver-
fassungskonforme Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne von 
Art. 14 Abs. 1 GG eingestuft (1 BvL 77/78, BVerfGE 58, 300 (351) und 
4. Leitsatz). Daher können der Bundesgesetzgeber oder alternativ die 
Landesgesetzgeber im Rahmen der mit §§ 4 Abs. 2 und 12 WHG 
bestehenden öffentlich-rechtlichen Bewirtschaftungsordnung auch 
eine klimaneutrale Höhe der Grundwasserstände gesetzlich festlegen 
oder die zuständigen Behörden zu einer solchen Festlegung ermäch-
tigen, ohne damit Eigentumsgrundrechte zu verletzen.

Soweit aufgrund höherer Grundwasserstände die Nutzung von 
Grund und Boden sowie die Bewirtschaftung durch land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe eingeschränkt wird, sind dies keine recht-
lichen Beschränkungen, sondern faktische Einschränkungen. Diese 
sind wie sonstige Standortverhältnisse (z. B. Wetter, Bodenverhältnis-
se oder wildlebende Tier- und Pflanzenarten) hinzunehmen und wä-
ren selbst bei Annahme eines Grundrechtseingriffs durch den über-
ragend wichtigen Schutz des globalen Klimas und der natürlichen 
Lebensgrundlagen gerechtfertigt (vgl. Art. 20a GG, BVerfG, Beschluss 
vom 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR 96/20 und 1 BvR 
288/20). Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) stellte wiederholt 
zur ökologischen Situationsgebundenheit von Grundstücken fest: 
„Wenn die natürlichen oder landschaftsräumlichen Gegebenheiten 
eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert 
sind und des Schutzes bedürfen, so ergibt sich hieraus eine Art im-
manenter, d. h. dem Grundstück selbst anhaftender Beschränkung 
der Eigentümerbefugnisse, die durch natur- und landschaftsschutz-
rechtliche Regelungen lediglich nachgezeichnet wird.“ (BVerwG, 
Urteil vom 24.6.1993 – 7 C 26.92, BVerwGE 94, 1(4); Beschluss vom 
17.1.2000 – 6 BN 2.99, Rn. 11; Beschluss vom 18.7.1997 – 4 BN 5.97, 

Rn. 16) Jedoch könnten mittels Förderprogrammen erforderliche In-
vestitions- und entstehende Umstellungskosten für einen begrenzten 
Zeitraum abgefedert werden.

Hinsichtlich der Bestimmung klimaneutraler Grundwasserstände 
kann auf wissenschaftliche Untersuchungen zurückgegriffen werden. 
Nach Böttcher et al. (2026: 21 ff.) besteht bei einer Wiedervernässung 
das beste Verhältnis von vermiedenen CO2-Emissionen und durch 
Wiedervernässung verursachten Methan-Emissionen bei Grund-
wasserständen unterhalb der Bodenoberfläche von − 5 cm bei land-
wirtschaftlichen Flächen und von 0 cm bei wiedervernässten Wald-
flächen. Wenn auf wiedervernässten landwirtschaftlichen Flächen 
zudem Paludikulturen wie Rohrkolben angebaut werden, könnten 
die Flächen aufgrund der Kohlenstoffeinlagerung im Wurzelraum 
sogar zu Netto-Senken mit einer jährlichen Einlagerung von mehr 
als 11 t CO₂-Äquivalente pro ha werden, die durch eine langfristige 
bauliche Verwendung der Ernteerzeugnisse noch weiter gesteigert 
werden könnte.
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Bätzing W. (2026): Die Alpen. 
Geschichte und Zukunft einer 
europäischen Kulturland-
schaft. 5. Aufl. Beck. München: 
502 S. Print: 39,90 €, E-Book: 
33,99 €.
ISBN 978-3-406-84395-2 (Print), 
978-3-406-84396-9 (E-Book)

Dieses Standardwerk des Kulturgeographen Werner Bätzing er-
scheint nunmehr bereits in der fünften, vollständig überarbeiteten 
und aktualisierten Auflage. Es ist die Bilanz einer rund 50-jährigen 
Beschäftigung des Autors mit den Alpen. Bätzing unterteilt das 
Werk in fünf Kapitel: I. naturräumliche und kulturelle Vorausset-
zungen, II. die Alpen im Agrarzeitalter, III. Zusammenbruch der 
traditionellen Alpenwelt und die neuen Nutzungsformen der Mo-
derne, IV. Bilanzierung und Bewertung des großen Wandels und V. 
Zukunft für die Alpen.

Das Buch wendet sich an die breite Öffentlichkeit und insbesonde-
re an Menschen, die tiefer in die Thematik einsteigen möchten. Der 
Haupttext ist dementsprechend allgemeinverständlich geschrieben, 
Fachdiskussionen und spezielle Hinweise auf weiterführende Litera-
tur finden sich im rund 50-seitigen Anhang. Viele Aussagen im Buch 
sind durch eine Fülle von Farbfotos – zumeist von Landschaften, aber 

Umwelt-, Klima- und Biodiversitätsschutzziele. Auch die Finanzie-
rung des Naturschutzes würde erheblich geschwächt. Wegfallende 
EU-seitig bislang gesetzte finanzielle und inhaltliche Leitplanken 
bei explizit schlechteren Förderkonditionen für die Mitgliedsstaa-
ten treffen den Naturschutz besonders – zumal die GAP das bislang 
wichtigste Finanzierungsinstrument für den Naturschutz darstellt.

Unter diesem Blickwinkel hat die Bund/Länderarbeitsgemein-
schaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung (LANA) die 
LANA-Expertengruppe „Naturschutzfinanzierung und Agrar
reform“ beauftragt, in einem Bericht (LANA 2026) abzuschätzen, 
wie hoch in der nächsten Förderperiode 2028 − 2034 die Mehrauf-
wendungen in Deutschland ausfallen würden, um die vorgeschla-
genen Kofinanzierungssätze zur Erhaltung des Status quo bei der 
Naturschutzfinanzierung auszugleichen. 

Wenn man einen Inflationsausgleich von 2 % pro Jahr einrech-
net und Naturschutzmaßnahmen im engeren Sinne und unter 
Bezugnahme auf die aktuell geplanten Ausgaben im deutschen 
GAP-Strategieplan (Version 6.1) zugrunde legt, lägen die Mehr-
aufwendungen bei 362,1 Mio. €. Davon würden 233,3 Mio. € auf 
flächenbezogene und 128,8 Mio. € auf investive und flankierende 
Maßnahmen entfallen. Legt man den Finanzierungsbedarf im Na-
turschutz unter Berücksichtigung der weitergehenden Anforderun-
gen der Wiederherstellungsverordnung (W-VO) zugrunde, wie er in 
der LANA-Grobabschätzung der Kosten zur Durchführung nur von 
Artikel 4 W-VO ermittelt wurde, würden die Mehraufwendungen 
auf 1.207,1 Mio. € steigen, davon 630,1 Mio. € für flächenbezogene 
und 577,0 Mio. € für investive und flankierende Maßnahmen. Da-
rüber hinaus behandelt der LANA-Bericht die potenziellen Mehr-
aufwendungen, mit denen der Wegfall von Mindestanforderungen 
an den Bezug flächen- und tierbezogener Zahlungen, die für den 
Biodiversitätsschutz zentral sind, über Agrarumwelt- und Klima-
aktionen aufgefangen werden müsste.

Insgesamt wird offensichtlich, dass bei Bund und Ländern er-
hebliche finanzielle Mehraufwendungen erforderlich würden, um 
Rückschritte bei der Umsetzung von Naturschutzanforderungen 
zu verhindern. Die aus dem Vorschlag der KOM resultierenden fak-
tischen Rückschritte bei der Naturschutzfinanzierung gefährden 
unmittelbar die Fortführung freiwilliger Förderprogramme des Na-
turschutzes und damit deren etablierten kooperativen Ansatz mit 
der Land- und Forstwirtschaft. Die Umsetzung europarechtlicher 
Anforderungen aus laufenden Vertragsverletzungsverfahren, der W-
VO sowie der nationalen Biodiversitätsstrategie würde so erheblich 
erschwert werden. Dies hätte nicht nur ökologische, sondern auch 
finanzielle Konsequenzen durch mögliche Strafzahlungen. Fest steht 
zudem, dass von den oben genannten Folgen gerade solche Betrie-
be wirtschaftlich am stärksten betroffen wären, die heute bereits 

Rezension

einen wesentlichen Teil ihres Einkommens durch Umweltleistungen 
generieren. Mit weiteren Betriebsaufgaben wäre daher zu rechnen. 

Vor diesem Hintergrund und aus der Gesamtbetrachtung des 
Vorschlags der KOM erachtet die LANA-Expertengruppe nicht nur 
für die Klima- und Umweltschutzfinanzierung, sondern ausdrück-
lich auch für die künftige Naturschutzfinanzierung insbesondere 
folgende Nachbesserungen auf EU-Ebene als notwendig:

•	ein verbindliches und auskömmliches Ringfencing (Zweckbin-
dung) für flächenbezogene Umwelt- und Naturschutzzahlungen 
in der GAP, einschließlich der Zahlungen zur Durchführung von 
Artikel 4 W-VO;

•	ein auskömmliches Ringfencing insbesondere für investive Natur-
schutzmaßnahmen im disponiblen Teil des national-regionalen 
Partnerschaftsplans (NRPP);

•	die Beibehaltung eines hohen EU-Finanzierungsanteils (80 − 100 %) 
für umwelt- und naturschutzbezogene Maßnahmen;

•	die Anerkennung der Erbringung von Gemeinwohlleistungen in 
den Bereichen Klima-, Umwelt- und Naturschutz als Bestandteil 
landwirtschaftlicher Tätigkeit;

•	die Bindung der flächen- und tierbezogenen Zahlungen an EU-weit 
einheitliche vereinfachte und zugleich wirksame Mindeststan-
dards (Baselines), die über die rechtlichen EU-Mindeststandards 
hinausgehen – mindestens in den Bereichen Erhaltung von 
Feuchtgebieten, Mooren und Landschaftselementen, obligato-
rischer Mindestanteil nicht-produktiver Flächen auf Ackerland 
sowie allgemeiner und besonderer Schutz des Dauergrünlands;

•	die Umsetzung der zuvor genannten Mindeststandards als Schutz-
praktiken ohne gesonderte Vergütung, um Mittel für gezielte und 
ambitionierte Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM), 
z. B. für Vertragsnaturschutz, einsetzen zu können;

•	die Möglichkeit der Vornahme der obligatorischen Differenzie-
rung bei der degressiven flächenbezogenen Einkommensstützung 
(DABIS2) nach Umwelt- und Naturschutzkriterien oberhalb der 
Schutzpraktiken, um die einkommensstützenden Zahlungen stärker 
zur Honorierung ökologischer Leistungen nutzen zu können;

•	die Nutzung der gekoppelten Einkommensstützung für umwelt- 
und naturschutzrelevante „Produkte“.

LANA/Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege 
und Erholung (2026): Vorschlag der Europäischen Kommission für 
die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2027. Fachliche Bewertung und 
Folgenabschätzung für den Naturschutz der LANA-Expertengruppe 
„Naturschutzfinanzierung und Agrarreform“ im Auftrag der Bund/Län-
derarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung 
(LANA). Stand: 10.3.2026. LANA: 12 S. https://bit.ly/LANA-GAP2027
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